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FDP will Kostenerstattung für künstliche Befruchtung ausweiten

Berlin, 01.02.2018, 00:00 Uhr

GDN - Die Liberalen wollen künftig nicht nur heterosexuellen Paaren einen staatlichen Zuschuss zu einer Kinderwunschbehandlung
bezahlen, sondern auch homosexuellen Paaren und Singles - und zwar unabhängig von dem Bundesland, in dem sie wohnen. Das
sieht ein Antrag der FDP-Fraktion vor, der an diesem Donnerstag im Bundestag debattiert werden soll, berichtet die "Welt"
(Donnerstagsausgabe). 

Die Liberalen wollen damit eine Ausweitung der 2012 aufgelegten Richtlinie zur staatlichen Förderung von
Kinderwunschbehandlungen erreichen. In den Bundesländern, die die Förderrichtlinie umgesetzt haben, übernehmen Bund und
Länder bisher paritätisch bis zu einem Viertel der Behandlungskosten. Seit 2016 gilt dies auch für unverheiratete Paare. Da aber
längst nicht alle Länder entsprechende Programme aufgelegt haben, gehen viele Familien leer aus - ohne Förderrichtlinie des Landes
entfällt auch der Zuschuss des Bundes. Das soll sich nach den Vorstellungen der Liberalen ändern. "Wir wollen, dass der Bund
Kinderwunschbehandlungen unabhängig von Wohnort und Familienstand fördert", sagte die stellvertretende FDP-Fraktionschefin
Katja Suding der "Welt". Dazu sollen unabhängig von einer Kofinanzierung durch die Länder 25 Prozent der Gesamtkosten für die
ersten vier Versuche von Fruchtbarkeitsbehandlungen vom Bund übernommen werden. Zudem wollen die Liberalen die Richtlinie
auch in einem anderen wesentlichen Punkt ausweiten. Bisher werden generell nur Paare gefördert, die eine künstliche Befruchtung
mit dem eigenen Samen des Mannes vornehmen. Künftig sollten aber auch Kinderwunschbehandlungen mit Spendersamen gefördert
werden. Dies komme insbesondere lesbischen Paaren und alleinstehenden Frauen zugute, sagte Suding. Auch Maßnahmen der
Kryokonservierung wollen die Liberalen fördern. Zudem will die FDP prüfen lassen, ob die derzeitigen Altersbeschränkung auf Frauen
zwischen 25 und 40 Jahren noch "der Lebenswirklichkeit in Deutschland entspricht". Ihren Vorstoß begründen die Liberalen mit der
gestiegenen Nachfrage nach reproduktionsmedizinischer Hilfe. Schätzungen zufolge seien in Deutschland sechs Millionen Frauen und
Männer ungewollt kinderlos - auch weil sich die Familiengründung immer weiter nach hinten verschiebe. "Ohne medizinische
Unterstützung ist für sie die Realisierung des Kinderwunsches kaum oder gar nicht möglich", heißt es in dem Antrag. Für viele seien
die hohen Kosten der Behandlung eine unüberwindliche Hürde - zumal Alleinstehende und unverheiratete Paare keinerlei Geld von
der Krankenkasse bekommen. Die Änderung der Richtlinie stelle deshalb einen "pragmatischen und schnell umzusetzenden Weg"
dar, mehr Kinderwunschbehandlungen zu ermöglichen.
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